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Der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie e. V. und seine Mitgliedsverbände (nachfol-
gend BAUINDUSTRIE) vertreten rund 2.000 Unternehmen des vorwiegend familiengeführten 
bauindustriellen Mittelstands sowie große Unternehmen. Unsere Unternehmen sind lokal, re-
gional, bundes-, europa- sowie weltweit tätig. Sie bauen rund 80 Prozent der öffentlichen 
Verkehrs-, Ingenieur- und Energieinfrastruktur in Deutschland sowie die überwiegende Zahl 
der Mehrfamilienhäuser (Geschosswohnungsbau) und erbringen hoch spezialisierte Leistun-
gen, etwa im Akustik- und Trocken-, im Fassaden-, Feuerfest und Schornstein- sowie Lei-
tungsbau. 
 
 
 
1. Grundsätzliche Bewertung 

 
Aus Sicht der BAUINDUSTRIE steht der Gesetzentwurf in wesentlichen Teilen im Wider-
spruch zu den Zielen der Bundesregierung, Planungs- und Genehmigungsverfahren zu be-
schleunigen sowie die Investitionsbedingungen für Infrastruktur- und (Wohnungs-)Bauvorha-
ben zu verbessern. Statt bestehende Hemmnisse abzubauen, werden zusätzliche Abwä-
gungsanforderungen, neue Kostenbelastungen und weitere Rechtsunsicherheiten geschaf-
fen. Dadurch droht ein erheblicher Teil der mit dem Infrastruktur-Zukunftsgesetz angestreb-
ten Beschleunigungswirkung wieder verloren zu gehen. 

Die wesentlichen Beschleunigungsinstrumente bestehen bereits aufgrund des Infrastruktur-
Zukunftsgesetzes. Dieses hat insbesondere die Gleichrangigkeit von Ersatzzahlung und Re-
alkompensation für bestimmte Infrastrukturvorhaben eingeführt und damit eine zentrale prak-
tische Hürde beseitigt. 

Der Referentenentwurf schließt insoweit keine erkennbare Regelungslücke, sondern verän-
dert vielmehr die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen bereits beschlossener Regelungen 
durch höhere Kompensationskosten und zusätzliche Anforderungen. 
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Dies betrifft die gesamte Baubranche: 

• Wohnungsbau 

• Industrie- und Gewerbebau 

• Logistik- und Rechenzentren 

• Energieanlagen 

• Straßenbau 

• Schieneninfrastruktur 

• Brücken 

• Wasserbau 

• kommunale Infrastruktur 

Während punktuelle Verfahrensvereinfachungen begrüßt werden, führen die neu eingeführ-
ten Kostenmechanismen und Flächenkulissen zu zusätzlichen Belastungen, die den Be-
schleunigungseffekt wieder aufheben. 

Darüber hinaus enthält der Gesetzentwurf einzelne Klarstellungen und Ergänzungen zuguns-
ten bereits gesetzlich privilegierter Infrastrukturvorhaben sowie Ansätze für eine stärkere 
Vereinheitlichung des naturschutzrechtlichen Vollzugs. Diese Änderungen sind grundsätzlich 
zu begrüßen. Sie ändern jedoch nichts daran, dass die neu eingeführte Flächenkulisse der 
„Natürlichen Infrastruktur“ sowie die hieran anknüpfenden zusätzlichen Kompensationsanfor-
derungen zu erheblichen Mehrbelastungen für Planung, Genehmigung und Umsetzung von 
Baumaßnahmen und Infrastrukturvorhaben führen. 

Der Gesetzentwurf enthält keine belastbare Abschätzung der wirtschaftlichen Auswirkungen 
der vorgesehenen Neuregelungen. Weder die Mehrkosten des erhöhten Kompensationsbe-
darfs noch die Auswirkungen des pauschalen Aufschlags auf Ersatzzahlungen werden nach-
vollziehbar quantifiziert. Vor Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens sollte daher eine be-
lastbare Folgenabschätzung erfolgen, die insbesondere die Auswirkungen auf Baukosten, 
Planungszeiten und die Realisierbarkeit von Infrastruktur- und Hochbauvorhaben transparent 
darstellt. 

Der Gesetzentwurf setzt damit ein widersprüchliches Signal gegenüber der neu beschlosse-
nen Gesetzeslage. Einerseits werden mit dem Infrastruktur-Zukunftsgesetz Verfahren be-
schleunigt und gesetzliche Prioritätsentscheidungen zugunsten wichtiger Infrastrukturvorha-
ben getroffen. Andererseits schafft der vorliegende Entwurf neue naturschutzrechtliche An-
forderungen, die diese Beschleunigungswirkungen wieder aufheben. Ein kohärenter Rechts-
rahmen für die Umsetzung dringend erforderlicher Infrastrukturinvestitionen wird hierdurch 
nicht erreicht. 
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2. Bewertung im Einzelnen 
 
Zu § 1 Abs. 1a BNatSchG - Überragendes öffentliches Interesse 

§ 1 Abs. 1a BNatSchG-E stellt bestimmte Teile von Natur und Landschaft in das überra-
gende öffentliche Interesse, unter anderem Nationalparks, Naturschutzgebiete, Kernzonen 
von Biosphärenreservaten, natürliche nicht entwässerte Moore sowie bestimmte Moorwie-
dervernässungen. 

Das Infrastruktur-Zukunftsgesetz stellt zugleich zentrale Verkehrsinfrastruktur in das überra-
gende öffentliche Interesse. Der Referentenentwurf enthält zwar eine Rückausnahme für 
Vorhaben, die bereits vor Inkrafttreten in das überragende öffentliche Interesse gestellt wur-
den. Für künftige Abwägungen entsteht dennoch ein zusätzlicher normativer Bezugspunkt. 

Diese Regelung ist für die Beschleunigung von Infrastrukturprojekten nicht erforderlich. Sie 
kann im Gegenteil zusätzliche Abwägungsfragen aufwerfen, wenn mehrere Belange gesetz-
lich besonders gewichtet werden. 

Auch für künftig bundesgesetzlich als im überragenden öffentlichen Interesse eingestufte Inf-
rastrukturvorhaben führt die vorgesehene Regelung künftig lediglich zu einer Gleichrangig-
keit der betroffenen Belange („Patt“). Ein eindeutiger gesetzlicher Vorrang zugunsten solcher 
Infrastrukturvorhaben wird dadurch nicht begründet.  

Von den vorgesehenen Ausnahmen profitieren ausschließlich Vorhaben, die bereits bundes-
gesetzlich als im überragenden öffentlichen Interesse eingestuft wurden. Zahlreiche Infra-
strukturvorhaben der Länder und Kommunen sowie ein erheblicher Teil der für die BAUIN-
DUSTRIE relevanten Vorhaben werden hiervon jedoch nicht erfasst. Für diese Vorhaben be-
steht künftig die Gefahr einer strukturellen Benachteiligung im Rahmen naturschutzrechtli-
cher Abwägungsentscheidungen. Die vorgelagerten Grundstoffsektoren (z.B. Mineralabbau), 
die nachgelagerte Kreislaufwirtschaft sowie Teile der Verkehrsinfrastruktur, des Wohnungs-
baus und der Versorgungsinfrastruktur haben diesen Status nicht. 

 

Zu § 2 Abs. 3a 

Die vorgesehene Möglichkeit, Maßnahmen räumlich und fachlich gebündelt umzusetzen, er-
scheint sachgerecht. Eine stärkere Bündelung naturschutzfachlicher Maßnahmen kann zur 
effizienteren Flächennutzung sowie zu einer Beschleunigung der Umsetzung beitragen. 

 

Zu § 14 Abs. 4 BNatSchG 

Die Klarstellung, dass regelmäßig durchgeführte Unterhaltungsmaßnahmen an Verkehrswe-
gen keinen Eingriff darstellen, begrüßen wir. 

Der praktische Anwendungsbereich bleibt jedoch zu eng. 

Nach der Gesetzesbegründung werden insbesondere 

• Ersatzneubauten, 
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• grundhafte Erneuerungen, 

• Bau und Änderung von Verkehrsanlagen 

gerade nicht erfasst. 

Damit bleibt die Vorschrift hinter den tatsächlichen Beschleunigungsbedarfen zurück. 

Änderungsvorschlag 

Die Regelung sollte um Ersatzneubauten inklusive etwaiger Erweiterungsmaßnahmen sowie 
trassengebundene Erneuerungsmaßnahmen ausgeweitet werden, soweit keine neue Tras-
senentscheidung getroffen wird. 

 

Zu § 14 Abs. 5 BNatSchG 

Die vorgesehene Klarstellung, wonach bestimmte Maßnahmen zur ökologischen Verbesse-
rung oberirdischer Gewässer unter den gesetzlichen Voraussetzungen nicht als Eingriff gel-
ten, wird ausdrücklich begrüßt. Die Regelung kann insbesondere wasserwirtschaftliche Maß-
nahmen sowie Maßnahmen zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie erleichtern und 
sollte deshalb in der Praxis möglichst weitgehend genutzt werden. 

 

Zu § 15 Abs. 2 und 2a BNatSchG 

Die Lockerung des Naturraumbezugs sowie die Anerkennung multifunktionaler Kompensati-
onsmaßnahmen begrüßen wir ausdrücklich. 

Sie erhöhen die Flexibilität, verbessern die Flächenverfügbarkeit und ermöglichen natur-
schutzfachlich sinnvollere Maßnahmen. Ebenfalls positiv bewerten wir, dass der Kreis der 
anerkennungsfähigen multifunktionalen Maßnahmen erweitert wird und hierbei insbesondere 
Maßnahmen zur Umsetzung wasserwirtschaftlicher und europarechtlicher Verpflichtungen 
berücksichtigt werden. Dies kann die Flächenverfügbarkeit verbessern und die Mehrfachnut-
zung naturschutzfachlicher Maßnahmen stärken. 

 

Zu § 15 Abs. 3a BNatSchG 

Der Bonus für bevorratete Kompensationsmaßnahmen stärkt Ökokonten und professionelle 
Flächenentwicklung. 

Diese Regelung wird unterstützt. 

 

Zu § 15 Abs. 3b BNatSchG 

Der vorgesehene Zuschlag von 20 Prozent auf den biotopwertbezogenen Kompensationsbe-
darf stellt einen erheblichen Eingriff in die Wirtschaftlichkeit von Bauvorhaben dar. 
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Für Hochbauvorhaben führt die Regelung zu steigenden Kompensationskosten und er-
schwert insbesondere den dringend benötigten Wohnungsbau, Industrieansiedlungen sowie 
kommunale Infrastrukturprojekte innerhalb der neuen Flächenkulisse. 

Noch problematischer wirkt sich die Regelung jedoch auf Infrastrukturvorhaben aus. 

Straßen, Eisenbahnstrecken, Wasserstraßen, Brücken, Tunnel, Leitungsinfrastruktur sowie 
Ersatzneubauten verfügen regelmäßig über keine Standortalternative. Sie können nicht auf 
andere Flächen ausweichen. 

Der vorgesehene Zuschlag entfaltet daher keine ökologische Lenkungswirkung. Durch die 
weit gefasste Definition der „Natürlichen Infrastruktur“ gewinnt der Anwendungsbereich des 
Zuschlags zusätzlich an Bedeutung. Da hiervon zahlreiche Flächen betroffen sein können, 
die regelmäßig für Infrastruktur- und Bauvorhaben benötigt werden, besteht die Gefahr einer 
erheblichen Ausweitung der zusätzlichen Kompensationskosten, ohne dass hierdurch ein 
entsprechender zusätzlicher naturschutzfachlicher Nutzen erzielt wird. 

Der Zuschlag führt ausschließlich zu höheren Projektkosten. 

Gerade Brücken, Talquerungen und Gewässerquerungen liegen häufig innerhalb der Flä-
chenkulisse des § 20a BNatSchG-E. 

Für diese Vorhaben besteht regelmäßig keine Alternative in der Standortwahl. 

Änderungsvorschlag 

Der Zuschlag sollte 

• nur nach naturschutzfachlicher Einzelfallprüfung, 

• nur bei erheblichen Eingriffen 

gelten. 

Für 

• trassengebundene Bestandsvorhaben, 

• Ersatzneubauten, 

• Brückenbauwerke, 

• Engpassbeseitigungen sowie 

• Vorhaben im überragenden öffentlichen Interesse 

sollte § 15 Abs. 3b keine Anwendung finden. 
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Zu § 15 Abs. 6a und 6b BNatSchG 

Mit dem Infrastruktur-Zukunftsgesetz wurde für bestimmte Infrastrukturvorhaben die Gleich-
rangigkeit von Ersatzzahlung und Realkompensation geschaffen. 

Diese Regelung stellt einen wesentlichen Beitrag zur Beschleunigung von Genehmigungs- 
und Planungsverfahren dar. 

Der Referentenentwurf greift diese Systematik auf, erhöht jedoch die Ersatzzahlung pau-
schal um 20 Prozent. Diese vorgesehene pauschale Erhöhung der Ersatzzahlung um 20 
Prozent ist weder fachlich noch ökonomisch nachvollziehbar begründet. Der Gesetzentwurf 
legt nicht dar, weshalb die nach den bestehenden Bewertungsmaßstäben ermittelte Ersatz-
zahlung regelmäßig unzureichend sein soll. Ohne belastbare naturschutzfachliche oder wirt-
schaftliche Begründung stellt der pauschale Zuschlag eine zusätzliche finanzielle Belastung 
für Vorhabenträger dar. 

Hierdurch wird die gesetzgeberisch gewollte Gleichrangigkeit materiell relativiert. 

Die Ersatzzahlung bleibt zwar formal möglich, wird gegenüber der Realkompensation jedoch 
wirtschaftlich benachteiligt. Die Begründung des Gesetzentwurfs, wonach die Wahl einer Er-
satzzahlung typischerweise zu qualitativen Nachteilen gegenüber einer Realkompensation 
führe, überzeugt nicht. Gerade mit der Bundeskompensationsverordnung bestehen bereits 
differenzierte Bewertungsmaßstäbe für die Bemessung von Ersatzzahlungen. Weshalb dar-
über hinaus ein pauschaler Zuschlag von 20 Prozent erforderlich sein soll, wird im Gesetz-
entwurf nicht nachvollziehbar begründet. 

Mögliche haushaltsrechtliche Auswirkungen 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Erhöhung von Ersatzgeldzahlungen im Rahmen einer 
„20+20-Regelung“ ist insbesondere mit Blick auf die Bundeshaushaltsordnung (BHO) kritisch 
zu bewerten. 

Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ist ein zentrales Prinzip der öffentli-
chen Haushaltsführung. Er verpflichtet staatliche Stellen, die zur Verfügung stehenden Res-
sourcen so einzusetzen, dass ein größtmöglicher Nutzen erzielt wird. Er ist gemäß § 6 Abs. 
1 HGrG sowie § 7 Abs. 1 Satz 1 BHO bei der Aufstellung und Ausführung des Haushalts-
plans verbindlich zu beachten. 

Vor dem Hintergrund, dass steigende Ersatzgeldsätze die Anzahl realisierbarer Maßnahmen 
einschränken können, ist sorgfältig abzuwägen, ob die angestrebten Kompensationsmecha-
nismen nicht zu Lasten der gesamtwirtschaftlichen Effizienz und Zielerreichung staatlichen 
Handelns gehen. 

Die vorgeschlagene Regelung könnte dazu führen, dass Bauvorhaben teurer werden, ob-
wohl die Ersatzzahlung in der Praxis ein wesentlicher Hebel für die beschleunigte Realisie-
rung von Infrastrukturmaßnahmen ist. 

Dies würde gegen die Ziele der Bundesregierung laufen, Genehmigungs- und Planungsver-
fahren in Deutschland deutlich zu beschleunigen. Eine etwaige nachträgliche, gezielte Auf-
weichung dieser Prinzipien im BHO zur Ermöglichung pauschal erhöhter Ersatzgeldzahlun-
gen ist sorgfältig abzuwägen. 
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Zu § 15 Abs. 8a BNatSchG 

Die vorgesehene Verordnungsermächtigung zur Einführung pauschaler Abschläge bei Aus-
gleichsmaßnahmen für bestimmte Maßnahmen des Klima- und Umweltschutzes sowie der 
Klimaanpassung wird grundsätzlich begrüßt. Sie kann einen wichtigen Beitrag zur Beschleu-
nigung von Genehmigungs- und Planungsverfahren leisten. Voraussetzung hierfür ist jedoch, 
dass die angekündigte Rechtsverordnung zeitnah erlassen wird und bundeseinheitliche, 
transparente sowie praxistaugliche Kriterien enthält. Anderenfalls besteht die Gefahr zusätz-
licher Rechtsunsicherheiten während eines längeren Übergangszeitraums. 

 

Zu §§ 15a und 15b BNatSchG 

Die Übertragung von Kompensationspflichten auf spezialisierte Dritte wird positiv bewertet. 

Ebenso werden die stärkere Nutzung von Ökokonten sowie die Professionalisierung der 
Maßnahmenumsetzung unterstützt. 

Diese Instrumente können Genehmigungs- und Umsetzungsprozesse vereinfachen. 

Sie setzen jedoch voraus, dass entsprechende Flächenpools und qualifizierte Träger tat-
sächlich verfügbar sind. 

 

Zu § 16a BNatSchG 

Die Einführung freiwilliger Naturgutschriften kann neue Finanzierungsmöglichkeiten eröffnen. 

Hierfür sind jedoch bundeseinheitliche Qualitätsstandards und transparente Zertifizierungs-
verfahren erforderlich. 

 

Zu § 20 BNatSchG 

Die Ausweitung des Biotopverbunds auf 15 Prozent der Landesfläche erhöht den Flächenbe-
darf erheblich. 

Dies kann sowohl den Wohnungsbau als auch Industrie-, Gewerbe- und Infrastrukturvorha-
ben zusätzlich erschweren. 

Vor einer weiteren Ausweitung sollte zunächst eine Evaluation der bisherigen Zielerreichung 
erfolgen. 
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Zu § 20a BNatSchG - „Natürliche Infrastruktur“ 

Diese geplante Vorschrift stellt einen zentralen Kritikpunkt des Referentenentwurfs dar. 

Die Flächenkulisse umfasst unter anderem 

• Natura-2000-Gebiete 

• Naturschutzgebiete 

• Nationalparks 

• gesetzlich geschützte Biotope 

• Moorböden 

• Auen 

• natürliche Gewässer 

• Biotopverbundflächen 

• Biotopverbundachsen 

• Lebensraumnetzwerke 

• Korridore 

• Vorkommensgebiete seltener Arten 

Damit entsteht eine sehr weit gefasste bundesweite Flächenkulisse. 

Neue Rechtsfolgen 

Der Entwurf stellt zwar fest, dass mit § 20a keine weiteren Rechtsfolgen verbunden seien. 

Tatsächlich entstehen jedoch erhebliche Auswirkungen. 

Insbesondere 

• greift der Zuschlag nach § 15 Abs. 3b 

• werden Ersatzzahlungen prioritär für Maßnahmen innerhalb dieser Kulisse verwendet 

• werden öffentliche Flächen verstärkt für Naturschutzzwecke bereitgestellt 

• orientieren sich Landschaftsplanung und Biotopverbund künftig an dieser Flächenku-
lisse 

§ 20a schafft daher einen zusätzlichen fachlichen und rechtlichen Bezugspunkt für Planung, 
Kompensation und Abwägung. Darüber hinaus sollen wesentliche Bestandteile der „Natürli-
chen Infrastruktur" künftig erst durch die Landschaftsplanung konkretisiert werden. 

Hinzu kommt, dass für wesentliche Bestandteile der „Natürlichen Infrastruktur“ derzeit keine 
bundesweit einheitlichen und belastbaren Datengrundlagen vorliegen. Dies betrifft insbeson-
dere Moorböden, natürliche Moore, Auen sowie Teile des Biotopverbunds.  
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Für Vorhabenträger ist daher bereits in frühen Planungsphasen häufig nicht verlässlich er-
kennbar, ob und in welchem Umfang Vorhaben von den neuen Regelungen betroffen sein 
werden. 

Für Vorhabenträger entsteht hierdurch eine erhebliche Unsicherheit hinsichtlich der Frage, 
welche Flächen künftig den verschärften Kompensationsregelungen unterliegen. Dies er-
schwert Investitionsentscheidungen und beeinträchtigt die notwendige Planungs- und 
Rechtssicherheit. Zugleich ist zu erwarten, dass die neuen Anforderungen in der Praxis zu-
sätzliche Kartierungen, fachgutachterliche Untersuchungen und Variantenprüfungen erfor-
derlich machen. Dies führt bereits in frühen Planungsphasen zu zusätzlichem Zeit- und Kos-
tenaufwand. Die vorgesehene Flächenkulisse wird damit künftig zu einem maßgeblichen 
Standortfaktor für Investitionsentscheidungen. Gerade für den Wohnungsbau, den Ausbau 
der Energieinfrastruktur sowie den Ersatz bestehender Verkehrsinfrastruktur ist frühzeitig er-
kennbar zu machen, welche Flächen dauerhaft den besonderen Anforderungen der „Natürli-
chen Infrastruktur“ unterliegen. Die Flächen der „Natürlichen Infrastruktur“ müssen daher vor 
Anwendung der neuen Rechtsfolgen vollständig, georeferenziert, öffentlich zugänglich und 
rechtssicher abgegrenzt sein. 

Mit der Einführung der „Natürlichen Infrastruktur“ wird eine neue flächenbezogene Priorisie-
rung geschaffen, deren praktische Auswirkungen weit über das Naturschutzrecht hinausrei-
chen können. Betroffen sind insbesondere Infrastruktur-, Wohnungsbau- und Gewerbevorha-
ben, deren Planung und Umsetzung künftig mit zusätzlichen Unsicherheiten sowie erhöhtem 
Kompensationsaufwand verbunden sein können. 

Unbestimmte Rechtsbegriffe 

Besonders kritisch sind die unbestimmten Begriffe 

• Vorkommensgebiete gefährdeter Arten, 

• Lebensraumnetzwerke, 

• Landschaften von hervorragender Bedeutung, 

• Funktionsräume, 

• Engstellen. 

Der Gesetzentwurf enthält keine ausreichenden Kriterien für deren Abgrenzung. Die räumli-
che Abgrenzung der „Natürlichen Infrastruktur“ bleibt in wesentlichen Teilen unbestimmt. 
Dies eröffnet erhebliche Interpretationsspielräume und erschwert eine bundesweit einheitli-
che Anwendung der Vorschriften. Für Vorhabenträger ist damit häufig nicht verlässlich er-
kennbar, welche Flächen den neuen Anforderungen unterliegen. Das Gesetz löst keine 
Rechtsunsicherheit auf, sondern schafft neue.  

Gerade weil der Rechtsrahmen in weiten Teilen unbestimmt und systematisch überdehnt 
ausgestaltet ist, droht er in der Praxis nicht nur tatsächlich betroffene Projekte zu erfassen, 
sondern auch Vorhaben zu beeinträchtigen, die vom eigentlichen Regelungszweck nicht er-
fasst sind. 



10/11 
 

Insbesondere darf die Einstufung einer Fläche als Bestandteil der „Natürlichen Infrastruktur“ 
nicht bereits aufgrund einzelner Artennachweise, kurzfristiger Habitatnutzungen, Rastvor-
kommen, Durchzugsbewegungen oder bloßer Potenzialflächen erfolgen. 

Dies würde erhebliche Rechtsunsicherheiten schaffen. Darüber hinaus sollte gesetzlich klar-
gestellt werden, dass die Ausweisung einer Fläche als Bestandteil der „Natürlichen Infra-
struktur“ ausschließlich die ausdrücklich geregelten Rechtsfolgen auslöst und hieraus keine 
weitergehenden materiellen Anforderungen oder zusätzlichen Prüfpflichten im Genehmi-
gungs- und Planungsrecht abgeleitet werden dürfen. 

 

Zu § 54 Abs. 12 BNatSchG 

Die vorgesehene Erarbeitung bundeseinheitlicher Verwaltungsvorschriften für die Durchfüh-
rung von FFH-Verträglichkeitsprüfungen, artenschutzrechtlichen Bestandserfassungen sowie 
anerkannten Schutzmaßnahmen erscheint zweckmäßig. Einheitliche fachliche Standards 
können die bislang zwischen Ländern und Genehmigungsbehörden erheblich unterschiedli-
che Vollzugspraxis reduzieren und dadurch zu einer höheren Rechtssicherheit sowie einer 
Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren beitragen. Die vorgesehenen 
Verwaltungsvorschriften schaffen zwar keine materiellen Erleichterungen des Naturschutz-
rechts, können jedoch durch bundeseinheitliche Standards die Vollzugspraxis vereinheitli-
chen und Planungsrisiken deutlich reduzieren. Die Verwaltungsvorschriften sollten innerhalb 
eines verbindlichen Zeitraums nach Inkrafttreten des Gesetzes erarbeitet werden, damit die 
angestrebte Vereinheitlichung des Vollzugs zeitnah wirksam wird. Zudem sollte eine bundes-
einheitliche Umsetzung sichergestellt werden. 

 

Zu § 74 BNatSchG 

Die vorgesehenen Übergangsregelungen sehen wir grundsätzlich als sinnvoll an. Es ist 
sachgerecht, bereits laufende Genehmigungs-, Planfeststellungs- und Zulassungsverfahren 
vor nachträglichen Verschärfungen zu schützen. Aus Sicht der BAUINDUSTRIE sollte jedoch 
ausdrücklich klargestellt werden, dass dieser Bestandsschutz auch Änderungs- und Ergän-
zungsverfahren sowie Ersatzneubauten und Maßnahmen der Unterhaltung, Erneuerung und 
Instandhaltung umfassend erfasst. Nur so kann vermieden werden, dass bereits weit fortge-
schrittene Infrastrukturvorhaben durch nachträgliche Rechtsänderungen verzögert oder ver-
teuert werden. 
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